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Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Erſter Teil. 
Verminderung des Perſonals der öffentlichen Verwaltung. 
Erſter Abſchnitt. 
Staatsverwaltung. 
Erſter Titel. 
Einſtellungsſperre. 
8 1. 
Beamte. 

(1) In den unmittelbaren Staatsdienſt darf, ſolange die vorgeſchriebene Perſonalverminderung nicht 
durchgeführt iſt, niemand als Beamter oder Beamtenanwärter einberufen werden; nichtplanmäßige oder 
kommiſſariſch beſchäftigte Beamte dürfen bis zu dieſem Zeitpunkte nicht planmäßig angeftellt werden. Wann 
die vorgeſchriebene Perſonalverminderung als durchgeführt anzuſehen iſt, beſtimmt das Staatsminiſterium 

(2) Ausnahmen ſind nur mit Zuſtimmung des Fachminiſters und des Finanzminiſters zuläſſig; das 


Nähere beſtimmen die Ausführungsvorſchriften. Bei der Bewilligung von Ausnahmen ſind Verſorgungs— 
anwärter angemeſſen zu berückſichtigen. 


§ 2. 
Arbeitnehmer 
(1) Arbeitnehmer (Angeſtellte und Arbeiter) dür“ 8 2. die vorgeſchriebene Perſonalverminderung 
nicht durchgeführt iſt, nicht eingeſtellt werden. § 1 Arbeitnehmer? findet Anwendung. f 
(2) Ausnahmen ſind nur zuläſſig, 
1. wenn es ſich nur um eine vorübergehende, zur Erfüllung außerordentlicher und zwingender dienſt⸗ 
licher Bedürfniſſe notwendige Beſchäftigung handelt, 
2. in ſonſtigen Fällen mit Zuſtimmung des Finanzminiſters, wenn die Einſtellung durch zwingende 
dienſtliche Bedürfniſſe geboten iſt. 
Dabei find geeignete ausgeſchiedene Beamte oder Arbeitnehmer beſonders zu berückſichtigen. 
(3) Als Arbeitnehmer im Sinne dieſer Verordnung gelten auch Perſonen, die von einem unmittelbaren 
Staatsbeamten zu ſeiner Unterſtützung bei der Erledigung ſtaatlicher Aufgaben im eigenen Namen angenommen 
und aus einer ihm gewährten Dienſtaufwandsentſchädigung entlohnt werden. 


Zweiter Titel. 
Verminderung der Zahl der Beamten und der Arbeitnehmer. 
Artikel 1. 
Verminderung der Zahl der Beamten. 


I. Umfang der Verminderung der Zahl der Beamten. 
\ 8 3. 
Die Zahl der unmittelbaren Staatsbeamten, ſoweit fie nicht in den SS 56, 73 und 75 bezeichnet find, iſt 
gegenüber dem Stande vom 1. Oktober 1923 um mindeſtens 25 vom Hundert zu vermindern. Die Ver- 


3 
8 


r 


minderung fol um 15 vom Hundert vor dem 1. April 1924, im übrigen nach näherer Beſtimmung des 
Staatsminiſteriums erfolgen. 
8 4. f 
Für den Stand vom 1. Oktober 1923 iſt maßgebend die Zahl der am 1. Oktober 1923 vorhandenen 
1. planmäßigen Beamten nach der Zahl der Planſtellen, 
2. beſoldeten nichtplanmäßigen Beamten, 
3. Beamten im Vorbereitungsdienſte. 
8 5. 
() In die im §3 bezeichneten Zahlen find nicht einzurechnen 
1. die richterlichen Beamten im Sinne des § 8 Abf. 3 des Geſetzes, betreffend Einführung einer 
Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) in der Faſſung dieſer Verordnung, 
2. die Beamten der ſtaatlichen Polizei, ſoweit fie dem Miniſter des Innern unterſtellt iſt, und der Landjägerei, 
3. die Beamten der Strafanſtaltsverwaltung. = 
(2) Die Zahl der im Abſ. 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten Beamten ift nach Möglichkeit zu vermindern; über 
die Verminderung entſcheidet der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 
(3) Inwieweit im Vorbereitungsdienſte befindliche Beamte der Zweige der Staatsverwaltung, denen 
die Ausbildung des Nachwuchſes auch für außerhalb des unmittelbaren Staatsdienſtes liegende Berufe obliegt, 
in die im § 3 bezeichneten Zahlen nicht einzurechnen ſind, beſtimmt das Staatsminiſterium. 


86. 

(1) In welchem Umfange zur Erreichung der im $ 3 für die Verminderung der Zahl der Beamten 
aller Zweige der Staatsverwaltung vorgefehenen Hundertſätze die Zahl der Beamten in den einzelnen Zweigen 
der Staatsverwaltung zu vermindern iſt, beſtimmt das Staatsminiſterium. 

(2) Die weitere Verteilung auf Dienſtzweige, Laufbahnen und Dienſtſtellen liegt dem Fachminiſter ob 
dabei bedarf er hinſichtlich der leitenden Geſichtspunkte der Zuſtimmung des Finanzminiſters. 

(3) Für die landwirtſchaftlichen, tierärztlichen, forſtlichen Hochſchulen und für die Bergakademie ſowie 
für die Geologiſche Landesanſtalt gelten die Beſtimmungen des § 56. 


II. Maßnahmen zur Verminderung der Zahl der Beamten 
1. mit Zuſtimmung des Beamten. 
Verſetzung in den Ruheſtand. 


8 8 . 
(1) Beamte, die das 58. Lebensjahr vollendet und eine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit von wenigſtens 
10 Jahren zurückgelegt haben, können auf ihren Antrag mit Zuſtimmung des Fachminiſters ohne Nachweis der 
Dienſtunfähigkeit unter Bewilligung des geſetzlichen Ruhegehalts in den Ruheſtand verſetzt werden, ſofern 
ihr Ausſcheiden im Intereſſe der Perſonalverminderung liegt. 8 
(2) Der Antrag iſt zu ſtellen f 
- 1. von Beamten, die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung das 58. Lebensjahr vollendet haben, inner⸗ 
halb 3 Monate nach Inkrafttreten dieſer Verordnung, : 
2. von Beamten, die das 58. Lebensjahr erſt nach Inkrafttreten dieſer Verordnung vollenden, inner⸗ 
halb 3 Monate nach Ablauf des Monats, in dem ſie das 58. Lebensjahr vollendet haben. 


Zuſicherung von Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürforge, 
8 


8 5 
(1) Lebenslänglich angeſtellten Beamten, die ihr Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt inner⸗ 
halb 6 Monaten nach Inkrafttreten dieſer Verordnung beantragen, kann mit Zuſtimmung des Fachminiſters 
bei ihrem Ausſcheiden, ſofern ſie eine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit von wenigſtens 10 Jahren zurückgelegt 
haben und ihr Ausſcheiden im Intereſſe der Perſonalverminderung liegt, für den Fall der ſpäteren Dienft- 
unfähigkeit oder der Vollendung des 65. Lebensjahrs ein Ruhegehalt und für den Fall des Ablebens Hinter⸗ 


bliebenenfürſorge zugeſichert werden. d 


13* 


N 


(2) Die Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit erfolgt durch den Fachminiſter; er kann dieſe Befugnis den 
zur Verſetzung in den dauernden Ruheſtand zuſtändigen Behörden übertragen. 


| 89. 

(1) Nach Eintritt der Dienſtunfähigkeit oder nach Vollendung des 65. Lebensjahrs iſt auf Antrag ein 
Ruhegehalt nach dem Betrage zu zahlen, den der Beamte zu erhalten hätte, wenn er zur Zeit des Antrags 
mit der Maßgabe in den Ruheſtand verſetzt würde, daß die Zeit nach feinem Ausſcheiden bei Bemeſſung des 
Ruhegehalts uuberückſichtigt bleibt. Entſprechendes gilt für die Hinterbliebenenbezüge. 

(2) § 2 des Geſetzes, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und des Gnadenvierteljahrs, vom 
7. März 1908 (Geſetzſamml. S. 35) und § 24 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren 
Staatsbeamten, vom 27. März 1872/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 268/©. 95), finden keine Anwendung. 


n § 10. 

Der Anſpruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürſorge erliſcht, wenn gegen den Ausgeſchiedenen 
in der Zeit nach dem Ausſcheiden und vor Eintritt der Verſorgung eine rechtskräftige Verurteilung ergangen 
iſt, die den Amtsverluſt kraft Geſetzes zur Folge gehabt hätte, wenn der Ausgeſchiedene bei Rechtskraft des 
Urteils noch Beamter geweſen wäre. 5 


Gewährung von Abfindungsſummen. 
SH. 

Lebenslänglich angeftellten Beamten, die ihr Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt innerhalb 6 Monaten 
nach Inkrafttreten dieſer Verordnung beantragen, kann, ſofern ihr Ausſcheiden im Intereſſe der Perſonal— 
verminderung liegt, mit Zuſtimmung des Fachminiſters eine Abfindungsſumme gemäß § 12 gewährt werden. 
Der Fachminiſter kann dieſe Befugnis den zur Verſetzung in den dauernden Ruheſtand zuſtändigen Be⸗ 
hörden übertragen. a 3 

8.12. i 


(1) Die Abfindungsſumme beträgt, wenn der Beamte ſich 
im 2. und 3. Dienſtjahre befindet, das 2 fache, 
a 5. » » 2 
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des letzten Monatseinkommens unter Zugrundelegung der ihm am letzten Tage des Dienſtes zuſtehenden Bezüge. 

(2) Als Dienſtjahre ſind die der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legenden Jahre anzuſehen. 
Bezieht der Beamte bereits ein Ruhegehalt, ſo bleibt der Anſpruch hierauf unberührt; die der Berechnung 
des e zugrunde liegende Dienſtzeit iſt bei der Bemeſſung der Abfindungsſumme nicht zu 
berückſichtigen. 

00 In ein Beamter aus dem Arbeitnehmerverhältnis unmittelbar in das Beamtenverhältnis überführt 
worden, ſo wird die von ihm als Arbeitnehmer im Staatsdienſte zurückgelegte Dienſtzeit berückſichtigt, ſofern 
er als Arbeitnehmer bei ſeiner Entlaſſung unter Berückſichtigung ſeiner Dienſtzeit eine Abfindungsſumme 
gemäß $ 36 erhalten hätte. si 

3. 


Beamten, denen eine Abfindungsſumme gemäß § 11 gewährt worden ift, werden Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenbezüge nicht gezahlt. Abfindungsſummen dürfen nicht gezahlt werden, wenn Beamte auf Grund 
des Geſetzes, betreffend die Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) 
in der Faſſung dieſer Verordnung oder gemäß den SS 7 und 15 in den dauernden oder einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden oder gemäß § 8 ausſcheiden. : 8 


ee — 77 — 
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Wird ein ausgeſchiedener Beamter im unmittelbaren Staatsdienſte wieder angeſtellt, ſo iſt bei der 
2 Seren Feſtſetzung feines Ruhegehalts die Dienſtzeit, für die eine Abfindungsſumme gewährt worden iſt, 
ncht zu berückſichtigen, N 5 
2. ohne Zuſtimmung des Beamten. 
Verſetzung in den einſtweiligen Nuheſtand und Entlaſſung. 
b § 15. 

(1) Lebenslänglich angeſtellte Beamte können unter Bewilligung des geſetzlichen Wartegeldes einſt— 
weilen in den Ruheſtand verſetzt werden. ’ 

(2), Auch nichtplanmäßige Beamte und auf Probe, auf Kündigung oder auf Widerruf angeſtellte 
Beamte, die eine längere als 10 jährige ruhegehaltsfähige Dienſtzeit zurückgelegt oder das 50. Lebensjahr voll⸗ 
endet haben, können im allgemeinen nur unter Bewilligung des geſetzlichen Wartegeldes einſtweilen in den 
Ruheſtand verſetzt werden. g 1 et 
(3) Die einftweilige Verſetzung in den Ruheſtand verfügt, ſoweit fie nicht dem Staatsminiſterium obliegt, 
der Fachminiſter (in der allgemeinen Verwaltung der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter); er kann 
dieſe Befugnis der für die Anſtellung zuſtändigen Behörde übertragen. 


Es § 16. ER Sr 

(1), Nichtplanmaßige Beamte, auf Probe, auf Kündigung oder auf Widerruf angeftellte Beamte und 
Beamte im Vorbereitungsdienſte können unbeſchadet der Vorſchrift des $ 15 Abſ. 2 aus dem Staatsdienft 
entlaſſen werden; § 15 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. Beamten im Vorbereitungsdienſt iſt auf 
Antrag zu ermöglichen, den Vorbereitungsdienſt ordnungsmäßig abzuſchließen; die Entlaſſungsverfügung wird 
ſpäteſtens mit der Ablegung der vorgeſchriebenen Prüfung wirkſam. 

(2) Bei der Entlaſſung iſt den im Abſ. 1 Satz! bezeichneten Beamten nach näherer Maßgabe der 
Ausführungsvorſchriften eine Abfindungsſumme zu gewähren. Die Abfindungsſumme beträgt die Hälfte der 
ſich aus § 12 Abſ. 1 ergebenden Sätze. Haben Beamte, die eine Vergütung nur für die Dauer eines 
Beſchäftigungsauftrags erhalten, am letzten Tage des Dienſtes keinen Beſchäftigungsauftrag, ſo wird der 
Berechnung des Monatseinkommens das Dienſteinkommen zugrunde gelegt, das ihnen zugeſtanden hätte, wenn 
ſie am letzten Tage des Dienſtes einen Auftrag gehabt hätten. 

(3) Die §§ 12 Abf. 2 und 3, 13 und 14 finden entſprechende Anwendung. 


8 17. 
Beamte, die gemäß § 15 in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt worden ſind oder verſetzt werden 
ſollen, ſind auf ihren Autrag auch ohne den Nachweis der Dienſtunfähigkeit unter Bewilligung des geſetz— 
lichen Ruhegehalts in den dauernden Ruheſtand zu verſetzen. f 


§ 18. 

(1) Der Anſpruch eines in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten verheirateten weiblichen Beamten auf 
Wartegeld ruht, ſolange die wirtſchaftliche Verſorgung des weiblichen Beamten nach dem Ermeſſen der zu⸗ 
ſtändigen Feed e erſcheint. Dies gilt auch hinſichtlich des Ruhegehalts bei Verſetzung in den 
dauernden Rüͤheſtand gemäß § 17. 8 J 

(2) Auf verheiratete weibliche Beamte, deren wirtſchaftliche Verſorgung nach dem Ermeſſen der zuſtändigen 
Behörde geſichert erſcheint, findet $ 16 Abſ. 2 keine Anwendung. 


AN $ 19 
2 1 1 D . 
(1) Die Ss 15 bis 17 finden auf die richterlichen Beamten (§ 5 Abſ. 1 Nr. 1) keine Anwendung. 
£ (2) Für die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen tritt an die Stelle der einſtweiligen Verfetzung 
in den Ruheſtand die Entbindung von den amtlichen Verpflichtungen. a a 


— 78 — 
Auswahl. ; 
$:20. 0 
a) Für die Auswahl if der Wert der dienſtlichen Leiſtungen für die Staatsverwaltung, bei side 5 
2 Leiſtungen ſind die wirtſchaftlichen und die Familienverhältniſſe entſcheidend. 

(2) Bei Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der verheirateten Beamten ſollen zunächſt 
verheiratete weibliche Beamte, deren wirtſchaftliche Verſorgung nach dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörde 
geſichert erſcheint, ſodann Beamte, deren Ehegatte einen dauernden geficherten Erwerb hat, aus dem ein an- 
gemeſſener Beitrag zu den Koſten des Haushalts geleiſtet werden kann, ausgewählt werden. 

(3) 155 Berückſichtigung der Familienverhältniſſe ſollen 
vor den anderen Beamten die über 60 Jahre alten Beamten, ſodann 

2 ledige Beamte vor verheirateten Beamten, kinderlos verheiratete Beamte vor verheirateten, ver⸗ 

witweten oder geſchiedenen Beamten mit unterhaltsberechtigten Kindern, ſodann 

3. verheiratete, verwitwete oder geſchiedene Beamte mit unterhaltsberechtigten Kindern nach Maßgabe 

der Zahl und Hilfsbedürftigkeit dieſer Kinder. 
ausgewählt werden. Dabei iſt angemeſſen zu berückſichtigen, ob der Beamte anderen. Familienangehörigen 
auf Grund geſetzlicher oder ſittlicher Verpflichtungen einen weſentlichen und unentbehrlichen Beitrag zur Be 
ſtreitung des notwendigen Lebensunterhalts regelmäßig leiſtet. 
(4) Auf Verſorgungsanwärter iſt angemeſſen Rückſicht zu nehmen. 
(5) Schwerbeſchädigte Beamte ſollen, ſoweit für die Auswahl die e und Sanmilienverhäfkuffe 
maßgebend find, in letzter Linie ausgewählt werden. 


FAR 
Die Auswahl darf weder durch die politiſche 5 konfeſſionelle Betätigung 1 durch Die‘ Betätigung in 
Berufsvereinen noch durch die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer politiſchen Partei oder zu einem 
politiſchen, konfeſſionellen oder Berufsverein beeinflußt werden. 


8 22. 
Vor der Verſetzung in 55 einſtweiligen Ruheſtand oder der Entlaſſung iſt dem e auf Kind 
; We auch der unse Gelegenheit zur Außerung a geben. 


Einfpruch. 
8 23. 
Gegen die einſtweilige Verſetzung in den Nüheſtand oder gegen die Entlaſſung kann der Beamte mit 
der Begründung Einſpruch einlegen, daß der 8 21 verletzt ſei einen Verſtoß gegen die Grundſätze des § 20 
kann er dabei inſoweit geltend machen, als damit die Verletzung des § 21 begründet wird. 


8 24. 
i Der Einſpruch iſt nur binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen zuläſſig, die mit dem Tage der 
Bekanntgabe der die Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand oder die Entlaſſung ausſprechenden Verfügung 
beginnt. Er hat keine aufſchiebende Wirkung. 
§ 25. 
Der Einſpruch iſt ſchriftlich bei der Behörde e die die Verſetzung in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
8 8 oder die e g verfügt hat. Die Einſpruchsſchrift muß die e e die die Verletzung 
des § 21 ergeben, und die Beweismittel bezeichnen. 
$ 26. 
(1) Die im $ 25 bezeichnete Behörde und jede ihr orgefebte Behörde kann dem Einſpruche ſtattgeben. 
Wird dem Einfpruche ftattgegeben, fo iſt der Beamte ſo zu behandeln, als ob die Verſetzung in den einft- 
weiligen Ruheſtand oder die Entlaſſung nicht erfolgt wäre. 
i (2) Gibt eine Behörde dem Einſpruche nicht ſtatt, ſo hat ſie ihn unverzüglich der ihr vorgeſetzten 
Behörde zur Entſcheidung vorzulegen. 


TO 


9 27. 


Der Einſpruch kann nur vom Staatsminiſterium zurückgewieſen werden. Will das Staatsminiſterium 
dem Einſpruche nicht ſtattgeben, ſo hat es vor der Entſcheidung einen Ausſchuß zu hören. 


§ 28. 

(1) Der Ausſchuß Hat feinen Sitz in Berlin. 

(02) Er beſteht aus der erforderlichen Zahl richterlicher Beamter der ordentlichen und der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit. Die erſteren werden vom Präſidenten des Kammergerichts, die letzteren vom Präſidenten des 
Oberverwaltungsgerichts vorgeſchlagen und vom Staatsminiſterium ernannt, die Vorſchläge müſſen die drei- 
fache Zahl der erforderlichen Beamten enthalten. 

(3) Der Ausſchuß beſchließt in der Beſetzung von drei richterlichen Beamten einſchließlich des Vorſitzenden; 
eines der Mitglieder muß der ordentlichen, ein anderes der Verwaltungsgerichtsbarkeit angehören. 

(4) Der Ausſchuß kann die öffentlichen Behörden um Vornahme von Ermittlungen, um Rechtshilfe und 
um Vorlegung von Akten erſuchen; ſoweit er es zur Aufklärung des Sachverhalts als notwendig erachtet, 
kann er auch ſelbſt oder durch eines ſeiner Mitglieder die angetretenen Beweiſe erheben, insbeſondere auch 
Jeugen und Sachverſtändige eidlich vernehmen. 

(5) Der Ausſchuß kann, wenn die Einlegung des Einſpruchs oder die Antretung eines Beweiſes bös. 
willig erſcheint, dem Beamten die dadurch entſtandenen Koſten auferlegen. Der Beſchluß wird wirkſam, wenn 
das Staatsminiſterium den Einſpruch zurückweiſt die Koſten werden im Verwaltungszwaängsverfahren eingezogen. 

(6) Das Nähere beſtimmen die Ausführungsvorſchriften. 


8 209. 


Von dem Gutachten des Ausſchuſſes kann das Staatsminiſterium nur abweichen, wenn es dies 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller Staatsminiſter beſchließt. 


3. Ergänzende Vorſchriften. 
Verſetzung in ein anderes Amt. 
8 30. 

Jeder Beamte mit Ausnahme der richterlichen Beamten (§ 5 Ab. 1 Nr. 1) kann in ein anderes Amt derſelben 
oder einer gleichwertigen Laufbahn, auch in ein ſolches von geringerem Range und planmäßigem Dienft- 
einkommen mit Vergütung der vorſchriftsmäßigen Umzugskosten verſetzt werden, wenn das dienſtliche 
Bedürfnis es erfordert. Bei Verſetzung in ein anderes Amt von geringerem Range und planmäßigem 
Dienſteinkommen behält der Beamte feine bisherige Amtsbezeichnung und das Dienſteinkommen der bis⸗ 
herigen Stelle. § 87 Nr. 1 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, 
vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) findet Anwendung. 


Nebenamt und Nebenbeſchäſtigung. 
9 


Jeder Beamte iſt verpflichtet, jedes Nebenamt oder jede Nebenbeſchäftigung im öffentlichen Dienſt 
anzunehmen oder fortzuführen, ſofern die auszuübende Tätigkeit feiner Vor- und Berufsbildung entſpricht, 
Zuſchüſſe zu den Amzugskoſten. 

N § 32. N 
Beamten, die auf Grund der §§ 8, 11,15 und 16 in den einſtweiligen Ruheſtand treten oder ausſcheiden, 
können Zuſchüſſe zu den- Amzugskoſten nach Maßgabe der vom Finanzminiſter zu erlaſſenden Grundſätze 
gewährt werden, ſofern der Umzug bis zum Ablaufe von 18 Monaten ſeit dem Ausſcheiden ausgeführt wird. 


Artikel 2. 
Verminderung der Zahl der Arbeitnehmer. 
8 33. 
Die Zahl der Arbeitnehmer iſt jo weit zu vermindern, als es die Verhältniſſe der Verwaltung irgend 
zulaſſen. Bei Betriebsverwaltungen iſt auf die Wirtſchaftlichkeit beſondere Rückſicht zu nehmen. 


8 


§ 34. 

Bei der Auswahl der Arbeitnehmer finden die Vorſchriften der SS 20 bis 22 entſprechende Anwendung, 
§ 20 Abſ. 3 Nr. 1 jedoch nur, ſoweit nach dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörde ihre wirtſchaftliche Ver⸗ 
ſorgung gefichert erſcheint. Auf Arbeitnehmer, die insgeſamt mindeſtens 12 Jahre ohne größere Unter- 
brechungen im Dienſte des Reichs, der Länder oder der Gemeinden (Gemeindeverbände) beſchäftigt find, iſt 
nagemeſſen Rückſicht zu nehmen. 

8 35. 

Die Kündigungen haben ſpäteſtens am erſten Werktag eines Monats zum Monatsende zu erfolgen. 
Eutgegenſtehende geſetzliche oder vereinbarte Anſtellungsbedingungen treten mit der Maßgabe außer Kraft, 
daß kürzere Kündigungsfriſten wirkſam bleiben. 

§ 36. 

Entlaſſenen Arbeitnehmern können, ſofern die Entlaſſung nicht infolge eines wichtigen, in ihrer Perſon 
liegenden Grundes erfolgt, nach näherer Maßgabe der Ausführungsvorſchriften Abfindungsſummen gewährt 
werden, verheirateten weiblichen Arbeitnehmern jedoch nur, wenn nach dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörde 
ihre wirtſchaftliche Verſorgung nicht geſichert erſcheint. Bei der Bemeſſung der Abfindungsſummen iſt die 
im Dienſte des Reichs, der Länder oder der Gemeinden (Gemeindeverbände) zurückgelegte Dienſtzeit zu berück⸗ 

ſichtigen; dabei iſt die Kriegsdienſtzeit nach näherer Maßgabe der Ausführungsvorſchriften anzurechnen. 


$ 37. 
Dienſtbeendigungsverträge dürfen nicht mehr abgeſchloſſen werden. 


Artikel 3. a 
Vorſchriſten für den Fall der Verwendung von Arbeitnehmern neben Beamten. 
§ 38. 


Die Grundſätze, nach denen Beamte einerſeits oder Arbeitnehmer anderſeits auszuwählen ſind, beſtimmt 
unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des in Betracht kommenden Zweiges der Staatsverwaltung 
der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Dabei iſt im allgemeinen davon auszugehen, daß 
1. Arbeitnehmer vor Beamten auszuwählen find, wenn fie im weſentlichen gleichartige Dienſte verrichten, 
2. nicht geringer entlohnte oder beſoldete Perſonen erſetzt werden durch höher beſoldete oder entlohnte 


Verfonen, die bisher höhere Dienſte verrichtet haben. 


839. 

Die Zahl der nach dem 1. Oktober 1923 ausgeſchiedenen oder ausſcheidenden Arbeitnehmer wird, ſo⸗ 
weit ſie nicht ausdrücklich nur auf eine beſtimmte Zeit oder zu einer ihrer Natur nach vorübergehenden Be⸗ 
ſchäftigung angenommen waren, auf die dem einzelnen Zweige der Staatsverwaltung nach § 6 Abſ. 1 
zugeteilte Zahl von Beamten angerechnet, wenn die Dienſtverrichtungen der Arbeitnehmer durch vorhandene 
Beamte übernommen werden. Unter welchen Vorausſetzungen und inwieweit eine weitere Anrechnung erfolgt, 
beſtimmt unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des in Betracht kommenden Zweiges der Staats- 
verwaltung der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 


Dritter Titel. a 
Wiederbeſetzungs⸗ und Wiederverwendungsſperre. 
8 40 


(1) Freie Planſtellen dürfen, ſolange die vorgeſchriebene Perſonalverminderung nicht durchgeführt iſt, 
nicht wiederbeſetzt werden. § 1 Abſ. 1 Satz 2 findet Anwendung. 
(2) Ausnahmen ſind nur zuläſſig, ; 
I. a) wenn die Planſtelle auf Grund der §§ 7, 8, 11, 15 und 16 frei geworden iſt und infolge 
ihrer Beſetzung eine andere Planſtelle derſelben oder einer höheren Beſoldungsgruppe frei wird, 
b) in ſonſtigen Fällen, wenn infolge der Beſetzung der freien Planſtelle eine andere Planſtelle 
derſelben Laufbahn frei wird, 
2. mit Juſtimmung des Finanzminiſters, wenn die Wiederbeſetzung durch zwingende dienſtliche 
Bedürfniſſe geboten iſt. 


en 


8 41. 


) Zur Wiederverwendung von Beamten, die auf Grund der §s 7, 8, 11, 15 und 16 dieſer Ver⸗ 
ordnung oder des § 1 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten 
in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Gefeßfamml. S. 33) in den einſtweiligen oder dauernden Ruhe- 
ſtand treten oder ausſcheiden, bedarf es, ſolange die vorgeſchriebene Perſonalverminderung nicht durchgeführt 
iſt, nach näherer Maßgabe der Ausführungsvorſchriften der Zuſtimmung des Fachminiſters und des Finanz 
miniſters, dabei find nach Möglichkeit geeignete ausgeſchiedene Beamte ſowie verdrängte Beamte aus den 
abgetretenen oder beſetzten Gebieten zu berückſichtigen. § 1 Abſ. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

(2) Abs. 1 gilt auch bei einer dauernden Verwendung von Beamten im Arbeitnehmerverhältniſſe. 


Zweiter Abſchnitt. 
Kommunalverwaltung. 
Erſter Titel. 
Einſtellungsſperre. 


8 42. 


(1) 8,1 Abſ. 1 findet entſprechende Anwendung. 5 
. (2) Ausnahmen ſind nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde zuläffig. Die Grundfäge für die Be⸗ 
willigung von Ausnahmen beſtimmt der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Der 


Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde bedarf es nicht hinſichtlich der Betriebsverwaltungen. 


(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden auf die nach dem Geſetz über die Unterbringung von 
mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen (Unterbringungsgeſetz)b vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63) 
unterbringungsberechtigten Beamten und auf das Anterbringungsverfahren nach nähererer Maßgabe der 
Ausführungsvorſchriften Anwendung. g f 

8 43. 
$ 2 findet mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
1. an die Stelle des Finanzminiſters die Aufſichtsbehörde tritt, 
2. Grundſätze für die Bewilligung von Ausnahmen der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſter beſtimmt, 5 
3. es hinſichtlich der Betriebsverwaltungen einſchließlich der Theater der Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde nicht bedarf. 


f Zweiter Titel. 
Verminderung der Zahl der Beamten und der Arbeitnehmer. 


Artikel J. 
Verminderung der Zahl der Beamten. 


1. Umfang der Verminderung der Zahl der Beamten. 
8 44. 

Die Zahl der Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände (kRommunalbeamten) einſchließlich der 
gewählten, ſoweit ſie nicht in den §§ 56 und 73 bezeichnet ſind, ſoll in jeder Gemeinde (Gemeindeverband) 
gegenüber dem Stande vom 1. Oktober 1923 grundſätzlich um mindeſtens 25 vom Hundert vermindert werden. 
Die Verminderung ſoll um 15 vom Hundert vor dem 1. April 1924, im übrigen nach näherer Beſtimmung 
des Staatsminiſteriums erfolgen. Eine ſchon vor dem 1. Oktober 1923 erfolgte Verminderung kann berück⸗ 
ſichtigt werden. 5 g 

g N 8 45. 
§ 4 findet entſprechende Anwendung. 
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a $ 46. 
In die im 8 44 bezeichneten Zahlen find die Beamten der kommunalen Polizei nicht einzurechnen. 
§ 5 Abſ. 2 findet Anwendung. i He 
. § 47. 
$ 6 findet entfprechende Anwendung. 


II. Maßnahmen zur Verminderung der Zahl der Beamten. 
48. 5 
(1) Die §§ 7 bis 18 und 20 bis 22 finden auf die Kommunalbeamten unbeſchadet der Vorſchrift 
des § 53 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 

1. bei Streit über die Dienſtunfähigkeit im Falle des § 8 Abſ. 2 in dem im § 7 des Kommunal 
beamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141) vorgeſehenen Verfahren zu entſcheiden iſt, 

2. § 15 auch für auf Zeit gewählte Kommunalbeamte gilt, 

3. die Rechte und Pflichten der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Kommunalbeamten ſich un⸗ 
beſchadet des §7 des Kommunalbeamtengeſetzes nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Vorſchriften beſtimmen und 

4. das Staatsminiſterium beſtimmt, in welcher Weiſe in Gemeinden oder Gemeindeverbänden, in 
denen eine Beamtenvertretung nicht beſteht, die im $ 22 vorgeſehene Anhörung der Beamten- 
vertretung erſetzt werden ſoll. 

(2) Grundſätze, die das Staatsminiſterium für die Zuſicherung von Ruhegehalt und Hinterbliebenen 
fürſorge im Falle des $ 8, für die Gewährung einer Abfindungsſumme in den Fällen der 88 11 und 16 
für die Bewilligung von Wartegeld im Falle des § 15 Abſ. 2 und für die Gewährung von Zufchüffen zu den 
Umzugskoſten gemäß § 32 beſtimmt, ſind für die Gemeinden und Gemeindeverbände verbindlich. 


§ 49. 8 
109 Die 88 23 bis 29 finden auf die rheiniſchen Landbürgermeiſter und die weſtfäliſchen Amtmänner 
Anwendung. 5 
000 Sie §§ 23 bis 26 und 28 finden auf die übrigen Kommunalbeamten mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß a 
i 1. die im § 25 Satz 1 bezeichnete Behörde, wenn fie dem Einſpruche nicht ſtattgibt, ihn unverzüglich 
einem Ausſchuſſe zur Entſcheidung vorzulegen hat; a 
2, für jede Provinz, für die Stadtgemeinde Berlin und für die Hohenzollern'ſchen Lande je ein 
Ausſchuß gebildet wird, deſſen Mitglieder, ſoweit es ſich um richterliche Beamte der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit handelt, auf Vorſchlag des Oberlandesgerichtspräſidenten, ſoweit es ſich um 
richterliche Beamte der Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt, auf Vorſchlag des Oberpräſidenten, 
in den Hohenzollern'ſchen Landen des Regierungspräſidenten, vom Staatsminiſterium ernannt 
werden; : 
der Ausſchuß über den Einſpruch endgültig entfcheidet; i 
4. die Koſten des Verfahrens, ſoweit nicht $ 28 Abſ. 5 Anwendung findet, der Gemeinde oder dem 
Gemeindeverbande aufzuerlegen find, die die Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand oder die Ent- 
laſſung verfügt hat. 


© 


§ 50. 
Die 88 30 bis 32 finden auf die Kommunalbeamten entſprechende Anwendung. 


Artikel 2. 
Verminderung der Zahl der Arbeitnehmer. 


8 51. 4 
(1) Die 8s 33 bis 37 und 44 Saß 3 finden auf die Arbeitnehmer der Gemeinden und Gemeinde, 
verbände entſprechende Anwendung. Die leitenden Geſichtspunkte, nach denen ihre Zahl zu vermindern iſt, 
beſtimmt der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter. 5 


{ 
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Drug 
(2) Auf Arbeitnehmer, deren Dienftverhältnis bisher nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden 
konnte und denen Auwartſchaft auf Ruhegeld gewährleiſtet iſt, findet auch $ 32 und, ſoweit fie gemäß § 13 


Abſ. 4 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) nicht als Arbeitnehmer im Sinne 


dieſes Geſetzes zu betrachten find, auch § 49 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. Soweit ſie eine ruhegeldfähige 
Dienſtzeit von wenigſtens 10 Jahren zurückgelegt haben und ihre Entlaſſung im Intereſſe der Perſonalver⸗ 
minderung erfolgt, iſt ihnen auf Antrag neben der Gewährung der Abfindungsſumme gemäß § 36 für den 
Fall der ſpäteren Dienſtunfähigkeit oder der Vollendung des 65. Lebensjahres unter dem Vorbehalte der An- 


rechnung der Abfindungsſumme Ruhegeld zuzuſichern; ſoweit ihnen auch Anwartſchaft auf Hinterbliebenenrente 


gewährleiſtet iſt, gilt entſprechendes für die Zuſicherung von Hinterbliebenenrente für den Fall ihres Ablebens. 

(3) Grundſätze, die das Staatsminiſterium für die Gewährung von Zuſchüſſen zu den Umzugskoſten 
gemäß § 32 oder für die Gewährung einer Abfindungsſumme in den Fällen des § 36 beſtimmt, find für 
die Gemeinden und Gemeindeverbände verbindlich. 


Artikel 3. 
Vorſchriſten für den Fall der Verwendung von Arbeitnehmern neben Beamten. 
§ 52. 
Die 55 38 und 39 finden mit der Maßgabe entfprechende Anwendung, daß im allgemeinen 
I. Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Abſ. 2 Satz 1 anderen Arbeitnehmern gegenüber wie Beamte 
zu behandeln und : 
2. im übrigen Arbeitnehmer mit ungünſtigeren Auſtellungsbedingungen vor Arbeitnehmern mit 
günſtigeren Anſtellungsbedingungen auszuwählen ſind, wenn ſie im weſentlichen gleichartige Dienſte 
verrichten. 
Artikel 4. 
Durchführung der Verminderung der Zahl der Beamten und der Arbeitnehmer. 
8 $ 53. 

(1) Die Durchführung der §§ 44 bis 48 und 50 bis 52 liegt dem Verwaltungsorgane der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes (Gemeindevorſtand, Kreisausſchuß, Provinzialausſchuß uſw.) ob. Das Ver⸗ 
waltungsorgan tritt in den Fällen der SS 6, 7, 8, 11 und 15 Abſ. 3 an die Stelle der dort bezeichneten 
Miniſter oder des Staatsminiſteriums und beſtimmt im Falle des § 16 Abſ. 1 Satz 1 die Perſonen, die zu 
entlaſſen ſind. Soweit es ſich um Magiſtratsmitglieder und in Städten mit Bürgermeiſterverfaſſung um 
Bürgermeiſter oder Beigeordnete handelt, tritt an die Stelle des Verwaltungsorgans die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung. 5 

(2) Ju der Stadtgemeinde Berlin liegt die Durchführung der 88 44 bis 48 und 50 bis 52, auch ſoweit es 
ſich um gewählte Beamte der ehemaligen Einzelgemeinden, der aus ihnen gebildeten Verbände und des Zweck 
verbandes Groß⸗Berlin handelt, dem Magiſtrat ob. Der Magiftrat beſtimmt nach Anhörung der Bezirks— 
ämter, in welchem Umfange a 

J. zur Erreichung der im § 44 vorgeſchriebenen Verminderung der Zahl aller Beamten die Zahl der 
Beamten in den einzelnen Verwaltungsbezirken, 
2. die Zahl der-Arbeitnehmer in den einzelnen Verwaltungsbezirken 
zu vermindern iſt. Für die Verwaltungsbezirke ſind die Bezirksämter Verwaltungsorgane im Sinne des Abſ. 1. 
Soweit es ſich um Bezirksbürgermeiſter oder Bezirksſtadträte handelt, tritt an die Stelle des Bezirksamts 
die Bezirksverſammlung. 

(3) Rheiniſche Landbürgermeiſter und weſtfäliſche Amtmänner können vom Oberpräſidenten auf Vor⸗ 
ſchlag des Kreisausſchuſſes und nach Anhörung der Bürgermeiſterei⸗ oder Amtsvertretung einſtweilen in den 
Ruheſtand verſetzt werden. Auf die Wartegelder dieſer Beamten findet § 27 der Kreisordnung für die 
Rheinprovinz oder § 28 der Kreisordnung für Weſtfalen Anwendung. f f a 

14* 


8 
Dritter Titel. 


Wiederbeſetzungs⸗ und Wiederverwendungsſperre. 


§ 54. 
(1) Die SH 40 Abf. l und 41 finden a Anwendung. 
(2) Ausnahmen find nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde zuläſſig, wenn ein dringendes dienſtliches 


e Bedürfnis nachgewieſen wird. Die Grundſätze für die Bewilligung von Ausnahmen beſtimmt der Miniſter 


des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. § 42 Abf. 3 findet entſprechende Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Offentliches Bildungsweſen. 
A. Allgemeine Unterrichtsverwaltung. 
f Erſter Titel. 
Einſtellungsſperre. 
5 8 55. 
Die §§ 1, 2 und 42 Abf. 3 finden mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß Ausnahmen nur 


mit Zuſtimmung des Miniſters für Wiſſeuſchaft, Kunſt und Volksbildung und des Finanzminiſters zuläſſig 
find; dieſe können ihre Befugnis nachgeordneten Behörden übertragen. 


Zweiter Titel. 
5 der Zahl der Leiter, Lehrer, Beamten und Arbeitnehmer. 


Artikel 1. 
Verminderung der Zahl der Leiter, Lehrer und Beamten. 


I. Umfang der Verminderung der Zahl der Leiter, Lehrer und Beamten. 
§ 56. 
(1) Umfang und Zeitpunkt der Verminderung her Zahl 

J. der Leiter und Lehrer an den öffentlichen Volks-, mittleren und höheren Schulen, an den Uni⸗ 
verſitäten und techniſchen Hochſchulen und an den zur allgemeinen Unterrichtsverwaltung gehörenden 
ſtaatlichen wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Anſtalten, 

2. der ſonſtigen unmittelbaren Staatsbeamten an den unter Nr. 1 bezeichneten Anſtalten, 

3. der ſonſtigen Beamten an den Univerſitäten und 

4. der Mitglieder und Beamten der Provinzialſchulkollegien, der ſchultechniſchen Mitglieder der 
Regierungen und der Kreisſchulräte 


beſtimmt das Staatsminiſterium mit der Maßgabe, daß die Wer end eh unter ſteter Wahrung des Bildungs- 
und Kulturſtandes in erſter Linie durch organifatorifche Maßnahmen herbeigeführt wird. Eine ſchon erfolgte 
Verminderung kann berückſichtigt werden. 


(2) Bei der Verminderung iſt auf die beſonderen Bedürfniſſe der kulturell gefährdeten Landesteile, 
iusbeſondere des beſetzten Gebiets, angemeſſen Rückſicht zu nehmen. 
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Ss . 
Die §§ 4, 5 Abſ. 3 und 6 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. 


Pe 1, 
II. Maßnahmen zur Verminderung der Zahl der Leiter, Lehrer und Beamten 


1. mit deren Zuſtimmung. 

i $ 58. 

(1) Die §§ 7 bis 14 finden auf die im § 56 Abf. 1 bezeichneten Perſonen entſprechende Anwendung. 

(2) Beim Ausſcheiden gemäß § 8 Abſ. 1 oder § 11 darf, ſofern es ſich um Leiter, Lehrer und Beamte 
nicht oder nicht allein vom Staate unterhaltener Anſtalten handelt, die Zuſicherung von Ruhegehalt oder 
Hinterbliebenenfürſorge oder die Gewährung einer Abfindungsſumme nur mit Zuſtimmung des Unterhaltungs- 
trägers erfolgen. Bei öffentlichen Volks- oder mittleren Schulen vertritt den Unterhaltungsträger der Kaſſen— 
anwalt der Landesſchulkaſſe oder der Landesmittelſchulkaſſe. 

(3) Die Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit erfolgt im Falle der Zuſicherung von Ruhegehalt an Leiter, 
Lehrer und Beamte an den öffentlichen Volks-, mittleren und höheren Schulen durch die Schulaufſichtsbehörde. 


2. ohne deren Zuſtimmung. 
8 59. 
Die SS 15 bis 18, 19 Abſ. 2 und 20 bis 29 finden nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften auf 
die im § 56 Abf. 1 bezeichneten Perſonen entſprechende Anwendung. 


i § 60. s 

Die einſtweilen in den Ruheſtand zu verſetzenden oder zu entlaſſenden Perſonen beſtimmt die für die 
Verſetzung in den dauernden Ruheſtand zuſtändige Behörde; ſie verfügt auch die einſtweilige Verſetzung in 
den Ruheſtand. 

8 61. 

(1) Vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand iſt dem Unterhaltungsträger Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Der Unterhaltungsträger iſt aufzufordern, Vorſchläge zu machen und ſie zu begründen. 

(2) Über die Mitwirkung der Unterhaltungsträger und der Schulverbände auf dem Gebiete des Vobes⸗ 
und mittleren Schulweſens beſtimmen das Nähere die Ausführungsvorſchriften. Der Kaſſenanwalt der 
Landesſchulkaſſe oder der Landesmittelſchulkaſſe iſt zu hören. 


3. Ergänzende Vorſchriften. 
§ 62. r 
Die §§ 30 bis 32 finden mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß $ 30 für Univerſitätslehrer 
nicht gilt. 
8 63. i s 
Die Schulaufſichtsbehörde kann im Intereſſe der Perſonalverminderung Leiter und Lehrer von ſtaatlichen 
an nichtſtaatliche oder von nichtſtaatlichen an ſtaatliche öffentliche höhere Lehranſtalten ohne Zuſtimmung 
der beteiligten Unterhaltungsträger verfegen; dem Unterhaltungsträger ift vorher Gelegenheit zur Stellung⸗ 
nahme zu geben. Der Unterhaltungsträger iſt aufzufordern, Vorſchläge zu machen und ſie zu begründen. 


i 8 61. 

(1) Die Rechte und Pflichten der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Leiter und Lehrer an den 
öffentlichen Volks, mittleren und nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen und der im § 56 Abf. 1 Nr. 3 
bezeichneten Beamten beſtimmen ſich nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften. 

(2) Das Wartegeld iſt von der Schulaufſichtsbehörde feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung ſtehen den 
Beteiligten die gleichen Rechtsmittel zu wie gegen die Feſtſetzung des Ruhegehalts. Das Wartegeld hat zu 
zahlen, wer nach den geltenden Beſtimmungen zur Zahlung des Ruhegehalts verpflichtet iſt. 


Zeige = 


Artikel 2. 
Verminderung der Zahl der Arbeitnehmer. 


§ 65. 
Die §§ 33 bis 37 finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 3. 
Vorſchriften für den Fall der Verwendung von Arbeitnehmern neben Leitern, Lehrern oder Beamten. 


d $ 66. 
Die SS 38 und 39 finden entſprechende Anwendung. 


5 Artikel 4. 
Durchführung der Verminderung der Zahl der Leiter, Lehrer und Beamten. 
I. Einheitliche Durchführung. 
867. 

(i) Bei der vorgeſchriebenen Perſonalverminderung ift die Geſamtheit der im § 56 Abſ. 1 bezeichneten 
Anſtalten ohne Rückſicht auf den Unterhaltungsträger als Einheit zu behandeln. 

(2) Die Verminderung iſt nach einheitlichen, vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
aufzuſtellenden ſachlichen Grundſätzen vorzunehmen; hinſichtlich der leitenden Geſichtspunkte bedarf er der Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzminiſters. Dabei muß auf die Erhaltung ausreichender Bildungsſtätten für die ein⸗ 
zelnen Landesteile, Bekenntniſſe und Geſchlechter, auf die Erhaltung des Lehrernachwuchſes ſowie auf die 
Sicherung des weiblichen Einfluſſes auf die Erziehung der Mädchen Bedacht genommen werden. 


II. Volksſchulen. 
§ 68. 
() Auterläßt ein Schulverband (Schulgemeinde), die erforderliche Verminderung der Zahl der Volks⸗ 
ſchullehrer oder Schulſtellen zu beſchließen, fo kann die Schulaufſichtsbehörde fie anordnen. f 
N (2) Gegen dieſe Anordnung ſteht dem Schulverbande (Schulgemeinde) die Beſchwerde an den Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zu. Dieſer entſcheidet endgültig; ſoweit er der Beſchwerde ent— 
ſprechen will, bedarf er der Zuſtimmung des Finanzminiſters. 


III. Mittlere und höhere Schulen. 
§ 69. 

Ob eine beſtehende mittlere oder nichtſtaatliche öffentliche höhere Lehranſtalt aufrechtzuerhalten, ganz 
oder teilweiſe aufzuheben, mit einer anderen Anftalt zuſammenzulegen oder ob ihre Schulform umzuwandeln 
iſt, entſcheidet die Schulauſſichtsbehörde. Vor der Entſcheidung ſoll ſie dem Unterhaltungsträger Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben. Dieſer iſt aufzufordern, Vorſchläge zu machen und ſie zu begründen. 


IV. Höhere Schulen. 


8 70 
> . 

Bei einer Verſetzung gemäß § 63 trägt der Staat die Umzugskoſten. 
871. 


Wird ein Leiter oder Lehrer gemäß § 63: an eine öffentliche höhere Lehranſtalt eines anderen Unter 
haltungsträgers verſetzt, in eine Stelle, deren Inhaber auf Grund dieſer Verordnung in den einſtweiligen 
Ruheſtand verſetzt worden iſt, fo hat der Unterhaltungsträger dieſer Anſtalt gegen den Unterhaltungsträger 


Er 


der Anftalt, an der der Verſetzte bisher tätig war, einen Erſtattungsanſpruch in Höhe des jeweiligen Warte 
geldes des bisherigen Stelleninhabers. Die Feſtſtellung dieſes Anſpruchs geſchieht durch Beſchluß der Schul- 
aufſichtsbehörde. Iſt eine von beiden Anſtalten auf Grund des § 17 des Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes der Landesmittelſchulkaſſe angeſchloſſen, fo tritt dieſe an die Stelle des berechtigten oder verpflichteten 
Unterhaltungsträgers. 


Dritter Titel. 
Wiederbeſetzungs⸗ und Wiederverwendungsſperre. 


§ 72. 
(1) Die §§ 40 Abſ. 1 und 41 finden entſprechende Anwendung. 
(2) Die Bewilligung von Ausnahmen von der Vorſchrift des § 40 Abſ. 1 iſt nur mit Zuſtimmung 
des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und des Finanzminiſters zuläſſig; dieſe können ihre 
Befugnis der Provinzialbehörde übertragen. § 42 Abf. 3 findet entſprechende Anwendung. 


B. Berufs: und Fachſchulen. 
§ 73. 

Hinſichtlich der Berufs- (Fortbildungs-) und Fachſchulen finden die §§ 55 bis 62, 64 bis 68 und 72, 
hinſichtlich der Fachſchulen auch die SS 63 und 69 bis 71 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß in 
den Fällen der SS 67, 68 und 72 an die Stelle des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
der Fachminiſter tritt. 


i i a 2 § 74. ö 
f Inwieweit bei der Verminderung der Zahl der Lehrperſonen bei den Berufs- (Fortbildungs-) und Fach⸗ 
ſchulen fortfallende nebenamtlich beſchäftigte Lehrperſonen zu berückſichtigen ſind, beſtimmt der Fachminiſter 
im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. f 5 


Vierter Abſchnitt. 
A. Staatsbank, Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 


§ 75. 
Auf die Beamten und Arbeitnehmer der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) und der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe finden die SS 1 bis 41 entſprechende Anwendung. 


B. Landtag. 


§ 76. 
Auf die Beamten und Arbeitnehmer des Landtags finden die SS 1 bis 41 entſprechende Anwendung. 


C. Staatsrat. 


5 § 77. | 
Auf die Beamten und Arbeitnehmer des Staatsrats finden die §§ 1 bis 41 entſprechende Anwendung. 


D. Verwaltung des Kronguts. 


78. N 
Auf die Hofbeamten im Sinne des SL der en über die Verſorgung der Hofbeamten und 
ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45) und die Arbeitnehmer der Verwaltung des 
Kronguts einſchließlich der Theater finden die §§ 1 bis 41 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
die Zahl der Beamten und Arbeitnehmer bei den Theatern fo weit zu vermindern ift, als es deren bejondere 
Verhältniſſe irgend zulaſſen. Aber die Verminderung der Zahl der Beamten und Arbeitnehmer bei den Theatern 
entſcheidet der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 
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E. Körperjchaften des öffentlichen Rechts. 
8 79. 

(1) Die Körperſchaften des öffentlichen Rechts find nach näherer Maßgabe der Ausführungsvorſchriften 
ermächtigt, den SS 1 bis 41 entſprechende Vorſchriften zur Verminderung der Zahl ihrer Beamten und Arbeit- 
nehmer zu erlaſſen. f : \ 

(2) Sie find dazu verpflichtet, ſoweit es das Staatsminiſterium anordnet. 

(3) Abſ. 2 findet auf Religionsgeſellſchaften keine Anwendung. Soweit ſie jedoch für ihre Geiſtlichen, 
Beamten oder Arbeitnehmer Staatsmittel als Bedürfniszuſchüſſe oder Beſoldungsvorſchüſſe erhalten, find dieſe 
zu kürzen. Umfang und Zeitpunkt der Kürzung beſtimmt das Staatsminiſterium nach Anhörung der Religions— 
geſellſchaften entſprechend den Grundſätzen, nach denen die Verminderung der Zahl der unmittelbaren Staats- 
beamten erfolgt. 

(4) Auf die Beamten und Angeſtellten der Verſicherungsträger findet Artikel 17 der Verordnung zur 
Herabminderung der Perſonalausgaben des Reichs (Perſonal-Abbau⸗Verordnung) vom 27. Oktober 1923 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 999) Anwendung. . 


Zweiter Teil. 
Sonſtige Maßnahmen zur Verminderung der Perſonalausgaben. 
Erſter Abſchnitt. 
Anderungen von Geſetzen. 


Erſter Titel. 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz. 


580. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz) 
vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 1923 S. 167) in der Faſſung des Geſetzes über 
Anderungen der Dienſt, und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 3. Januar 1924 
(Geſetzſamml. S. 9) wird, wie folgt, geändert: a 

1. Im $ 3 werden die bisherigen Abſ. 1 und 2 zum Abſ. I vereinigt. 
Als neuer Abf. 2 wird eingefügt: 

„) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit zwiſchen dem Beginne 
des Anwärterdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung, falls dieſe bei dem gleichen 
Dienſtzweig erfolgt, der Teil auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, der 5 Jahre überſteigt.“ 

2. Im § 3 Abf. 3 erhält der 2. Satz folgende Faſſung: 

„Außerdem wird nach Abſ. 2 die 5 Jahre überſteigende Anwärterdienſtzeit angerechnet, 

ſoweit nicht ſchon eine Anrechnung nach b erfolgt iſt.“ 
3. § 23 Abſ. 5 und 6 werden geſtrichen. 
4. Im $ 29 werden als Abſ. 2, 3 und 4 neu eingefügt: 

„) Werden Beamte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der im Abſ. 1 genannten Be- 
züge oder hinſichtlich ihrer Einreihung in die Gruppen der Beſoldungsordnung mit rückwirkender 
Kraft ſchlechter geſtellt, ſo ſind die Unterſchiedsbeträge nicht zurückzuerſtatten. 

(3) Abſ. 2 gilt ſinngemäß für Verſorgungsberechtigte. 

(4) In allen übrigen Fällen find zuviel erhobene Dienſteinkommensbezüge, Wartegelder, Ruhe⸗ 
gehälter und Hinterbliebenenbezüge zurückzuzahlen.“ 


gar 


Zweiter Titel. 


Diſziplinargeſetze. 
$ 81. 

Im 8 IL des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 
(Geſetzſamml. S. 465) werden die Worte „desjenigen Vierteljahrs fortgezahlt, welches“ erſetzt durch die 
Worte „des Monats fortgezahlt, welcher“. 

§ 82. 

Das Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) wird, 

wie folgt, geändert: 
1. Im § 15 iſt hinter Nr. 4 Abſ. 1 der Punkt durch ein Komma zu erſetzen und dann fortzufahren: 
„es ſei denn, daß vor Beendigung des Diſziplinarverfahrens aus irgendeinem von deſſen 
Ergebnis unabhängigen Grunde das Amtsverhältnis bereits aufgehört hat und daher auf Dienſt⸗ 
entlaſſung nicht mehr zu erkennen iſt“. f 
2. § 64 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
„Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zum Ablaufe des Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem ihnen die ſchließliche Verfügung über die erfolgte Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand mitgeteilt worden iſt.“ 


Dritter Titel. 
Verſorgungsgeſetze. 
Artikel 1. 
Wartegeldverordnung. 
$ 83. 
Die Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruhe⸗ 


ſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in der Faſſung des Geſetzes über Anderungen der Dienft- 


und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) wird, 
wie folgt, geändert: : 
1. § 3a erhält folgende Faſſung: 
„Das Wartegeld beträgt 80 vom Hundert des der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu 
legenden Dienſteinkommens. Hat der Beamte zur Zeit ſeiner einſtweiligen Verſetzung in den 
Ruheſtand eine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit von 25 Jahren noch nicht zurückgelegt, fo wird 
das Wartegeld für jedes volle oder angefangene Jahr, das dem Beamten an der Dienſtzeit von 
25 Jahren fehlt, um je 2 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens geringer bemeſſen; 
das Wartegeld beträgt jedoch wenigſtens 40 vom Hundert dieſes Dienſteinkommens. 

Das Wartegeld beträgt höchſtens 80 vom Hundert des der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde 
zu legenden Dienſteinkommens eines Beamten aus der mittleren Dienſtaltersſtufe der Befoldungs- 
gruppe TA 12. Hat der Beamte indeſſen zur Zeit feiner einftweiligen Verſetzung in den Ruheſtand 
bereits ein höheres Ruhegehalt erdient, ſo erhält er ein Wartegeld in Höhe des zu dieſem Zeit⸗ 
punkte erdienten Ruhegehalts.“ 

2. § 5 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
„Die Gehaltszahlung hört auf und die Sbm des Wartegeldes beginnt mit dem Ablaufe 
des Monats, der auf den Monat folgt, in dem de 
einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt.“ 


15 


m Beamten die Entſcheidung über ſeine 
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Artikel 2. 
Altersgrenzengeſetz. 
§ 84. 
Das Geſetz, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) 
wird, wie folgt, geändert: f 

1. Im $ 1 werden die Worte „richterliche Beamte oder“ geſtrichen. 

2. Dem § 1 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: f 

(2) Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen werden mit dem auf die Vollendung des 
65. Lebensjahrs zunächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes von ihren amtlichen 
Verpflichtungen entbunden.“ ee 

. 82 wird geſtrichen. 
Im 8 6 werden die Worte: „an den höheren Mädcheuſchulen und an den ſtädtiſchen Mittel: 
ſchulen“ erſetzt durch die Worte: „und an den öffentlichen mittleren Schulen“. 
Dem 8 8 wird als Abf. 2 folgende Vorſchrift angefügt: 
„(2) Auf richterliche Beamte findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung.“ 
Dem $ 8 wird als Abſ. 3 der bisherige S 5 Abſ. 2 angefügt. 
.89 erhält folgende Faſſung: 

(1) § 1 und 8 3 Abf. 1 dieſes Geſetzes gelten auch für die Kommunalbeamten. 

(2) § 8 dieſes Geſetzes findet auf die Kommunalbeamten mit der Maßgabe Anwendung, 
daß über die Hinausſchiebung der Wirkung der im § 1 vorgeſchriebenen Altersgrenze das Ver⸗ 
waltungsorgan der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes (Gemeindevorſtand, Kreisausſchuß, 
Provinzialausſchuß uſw.), in den Fällen, in denen das Verwaltungsorgan aus einem Einzel- 
beamten beſteht und es ſich um dieſen ſelbſt handelt, die Vertretungskörperſchaft entſcheidet. 
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Artikel 3. 
Zivilruhegehaltsgeſetz. 
§ 85. 
Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten ſowie der Lehrer und Beamten 
an den höheren Unterrichtsanſtalten mit Ausſchluß der Univerſitäten, vom 27. März 1872/27. Mai 1907 
(Geſetzſamml. S. 268/S. 95) wird, wie folgt, geändert: N? 
1. $ 14 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
„1. im einſtweiligen Ruheſtand im Reichs- oder unmittelbaren Staatsdienſt oder auf 
Anordnung des Staatsminiſteriums im Dienſt eines preußiſchen Kommunaglverbandes verwendet 
worden iſt oder“ 
2. § 24 erhält folgende Faſſung: 
„Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf Autrag oder mit ausdrücklicher 
Zuſtimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird, mit Ablauf des Monats ein, 
der auf den Monat folgt, in dem dem Beamten die Entſcheidung über ſeine Verſetzung in den 
Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt.“ 


Artikel 4. 
Hinterbliebenenfürſorgegeſetz. 
8 86. 
Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 
20. Mai 1882/7. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298, S. 99) wird wie folgt geändert: 
1. im § 12 Abſ. 3 wird die Ziffer ¼0 erſetzt durch die Ziffer /. 
2. dem § 12a wird als Abſ. 3 folgende Vorſchrift angefügt: 
„§ 27 Abf. 3 des Penſionsgeſetzes in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes vom 
12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) gilt entſprechend.“ 5 


N 


„ 
3. § 19 erhält folgende Faſſung: : 
„Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes ruht, 
1. ſolange der Berechtigte nicht Reichsangehöriger iſt ; 
bei Verwendung im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſt im Sinne 
des § 27 Abſ. 2 des Penſionsgeſetzes in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes vom 
12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) inſoweit, als 
a) das Dienſteinkommen der Witwe unter Hinzurechnung des Witwengeldes den Betrag 
überſteigt, der dem Verſtorbenen an demſelben Orte während derſelben Zeit an 
Ruhegehalt zugeſtanden hätte, 8 
b) das Dienſteinkommen der Waiſe unter Hinzurechnung des Waiſengeldes die Hälfte 
des zu a bezeichneten Betrags überſteigt. R 
Bei Berechnung der unter Nr. 2 bezeichneten Gebührniſſe gilt $ 27 Abſ. 3 des anreden 
in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) entſprechend.“ 
4. Hinter § 19 werden folgende Paragraphen eingefügt: 


„§ 19a. 5 
Das Recht auf den Bezug des Witwengeldes ruht neben einer Penſion, die ganz oder 
zum Teil unmittelbar oder mittelbar aus öffentlichen Mitteln fließt, inſoweit, als dieſe unter 
Hinzurechnung des Witwengeldes 90 vom Hundert der im § 19 Nr. 2 bezeichneten Penſion, 
überſteigt. f 


ty 


Be g19b. 

Tritt das Ruhen des Rechtes auf den Bezug von Witwen- und Waiſengeld gemäß 88 19, 
19a im Laufe eines Monats ein, fo wird die Zahlung mit dem Ende des Monats eingeftellt; 
tritt es am erſten Tage eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne des 
Monats auf. 


Ze 


Lebt das Recht auf den Bezug von Witwen- und Waiſengeld wieder auf, jo hebt die 


Zahlung mit dem Beginne des Monats an.“ 


i Artikel 5. 
Volksſchullehrer-Nuhegehaltsgeſetz. 
§ 87. 
Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
vom 6. Juli 1885/10. Juni 1907 (Geſetzſamml. S. 298/133) wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 6 erhalten die bisherigen Nummern 1, 2, 3 die Nummern 2, 3, 4. 
2. Im 8 6 wird als Nr. 1 eingefügt: 

„I. im einſtweiligen Ruheſtand im öffentlichen Schuldienſt, im Reichs- oder unmittelbaren 
Staatsdienſt oder auf Anordnung des Staatsminiſteriums im Dienſt eines preußiſchen 
Kommunalverbandes verwendet worden iſt, oder “. ? u 

3. Der § 16 erhält folgende Faſſung: 
a „Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf den Antrag oder mit ausdrück⸗ 
licher Zuſtimmung des Lehrers ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird, mit Ablauf des Monats 
ein, der auf den Monat folgt, in dem dem Lehrer die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde 
über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt.“ 
EHOIPERTEEL GR 1 >, 
Volksſchullehrer-Hinterbliebenenfürſorgegeſetz. 
Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen, vom 4. Dezember 1899/10. Juni 1907 (Gefekfamml. S. 587/137) in der Faſſung des Geſetzes, be⸗ 
15* 


92 
treffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz), vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 1923 S. 239) wird wie folgt geändert: 
1. Im § Ta werden erſetzt: 1 
a) die Worte „Artikel 1 § 19 Nr. 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 (Geſetzſamml. S. 298) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 10. Juni 1907“ durch die Worte „Artikel I § 19 Nr. 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 6. Juli 1885 (Gefehfamml. S. 298) in der Faſſung des Artikels III S 4 des 
Geſetzes vom 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317); . 
b) die Worte „Artikel I $ 20 Abf. 4 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des § 25 
Nr. 5 Ab. 3 des VolksſchullehrerDienſteinkommensgeſetzes“ durch die Worte „Artikel IS 20 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des § 25 Nr. 5 des Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes und des Artikels III § 5 des Geſetzes vom 10. Juli 1923", 
2. Dem § 7a wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: x 
„Der $19 Abſ. 3 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des Geſetzes vom 
10. Juli 1923 gilt entſprechend.“ 
3. §S 12 Abſ. 2 wird geſtrichen. 
4. Hinter § 12 werden eingefügt: 
„§ 12a. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes ruht: 
1. ſolange der Berechtigte nicht Reichsangehöriger ift; 
2. bei Verwendung im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienft im 
Sinne des § 19 Abſ. 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 (Geſetzſamml. S 298) in der 
Faſſung des Artikels III § 4 des Geſetzes vom 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317) 
inſoweit, als 
a) das Dienſteinkommen der Witwe unter Hinzurechnung des Witwenge'des den 
Betrag überſteigt, der dem Verſtorbenen an demſelben Orte während derſelben 
Zeit an Ruhegehalt zugeſtanden hätte, 
b) das Dienſteinkommen der Waiſe unter Hinzurechnung des Waiſengeldes die 
Hälfte des zu a bezeichneten Betrags überſteigt. 
Bei Berechnung der unter Nr. 2 bezeichneten Gebührniſſe gilt § 19 Abſ. 3 des Geſetzes 
vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des Geſetzes vom 10, Juli 1923 entſprechend. 


§ 12 b. 
Das Recht auf den Bezug des Witwengeldes ruht neben einem Ruhegehalt, das ganz oder zum 
Teil unmittelbar oder mittelbar aus öffentlichen Mitteln fließt, inſoweit, als dieſes unter Hinzu⸗ 
rechnung des Witwengeldes 90 vom Hundert des im § 12 a Nr. 2 bezeichneten Ruhegehalts überſteigt. 


i § 12e. 

Tritt das Ruhen des Rechtes auf den Bezug von Witwen- und Waiſengeld gemäß 8s 12a, 
12b im Laufe eines Monats ein, jo wird die Zahlung mit dem Ende des Monats eingeftellt; 
tritt es am erſten Tage eines Monats ein, ſo hört die Jahlung mit dem Beginne des Monats auf. 

Lebt das Recht auf den Bezug von Witwen- und Waiſengeld wieder auf, fo hebt die 
Zahlung mit dem Beginne des Monats an.“ 


Artikel 7. 
Hofbeamtenverordnung. 
$ 89. 
Die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 


(Geſetzſamml. S. 45) in der Faſſung des HGeſetzes über Anderungen der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der 
unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) wird, wie folgt, geändert: 


J. Der 8 5 erhält folgende Faſſung: a 

„Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit zur Anrechnung, während der ein 
Hofbeamter im einſtweiligen Ruheſtande nach Maßgabe der Vorſchriften dieſer Verordnung im 
Reichs⸗ oder Staatsdienſt oder im Falle des § 14 Abſ. 2 auf Anordnung des Staatsminiſteriums 
im Dienſte eines preußiſchen Kommunalverbandes verwendet worden 13 

2. An die Stelle des § 8 Abſ. 2 treten folgende Abſätze: 

„Das Wartegeld beträgt 80 vom Hundert des der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde 
zu legenden Dienſteinkommens. Hat der Hofbeamte zur Zeit ſeiner einſtweiligen Verſetzung in den 
Ruheſtand eine ruhegehaltsfähige Dienftzeit von 25 Jahren noch nicht zurückgelegt, fo wird das 
Wartegeld für jedes volle oder angefangene Jahr, das dem Hofbeamten an der Dienſtzeit von 
25 Jahren fehlt, um je 2 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens geringer bemeſſen. 
Das Wartegeld beträgt jedoch mindeſtens 40 vom Hundert dieſes Dienſteinkommens. 

Das Wartegeld beträgt höchſtens 80 vom Hundert des der Berechnung des Ruhegehalts 
zugrunde zu legenden Dienſteinkommens eines Beamten aus der mittleren Dienſtaltersſtufe der 
Beſoldungsgruppe 14 12. Hat der Hofbeamte indeſſen zur Zeit feiner einftweiligen Verſetzung 
in den Ruheſtand bereits ein höheres Ruhegehalt erdient, ſo erhält er ein Wartegeld in Höhe 
des zu dieſem Zeitpunkt erdienten Ruhegehalts.“ i 

3. Im 89 wird „§ 8 Abſ. 2“ durch „§ 8 Abſ. 2 und 37 erſetzt. 
4. 8 11 Satz 2 erhält folgende Faſſung: i 

„Die Gehaltszahlung hört auf und die Zahlung des Wartegeldes beginnt mit dem Ablaufe 
des Monats, der auf den Monat folgt, in dem dem Hofbeamten die Entſcheidung über feine 
einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt.“ 5 


Artikel 8. 
Schutzpolizeibeamtengeſetz. 
§ 90. 
Im Schutzpolizeibeamtengeſetze vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) wird hinter § 105 folgende 
Vorſchrift eingefügt: a 
„8 105 a. f 
Soweit in dieſem Geſetz auf Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes Bezug genommen 
wird, gelten die Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes in ſeiner jeweiligen Faſſung.“ 


Vierter Titel. N 
Geſetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Verlin. 


8991. 


§ 55 Ab.! des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 
(-Heſetzſamml. S. 123) erhält folgende Faſſung: 

; „Die beſoldeten Beamten der in der neuen Stadtgemeinde Berlin zuſammengeſchloſſenen 
Gemeinden und Gutsbezirke, der aus dieſen Körperſchaften gebildeten Amtsverbände ſowie des 
Verbandes Groß-Berlin find, gegebenenfalls gegen Erſtattung der notwendigen Umzugskoſten, 
verpflichtet, Amter derſelben oder einer gleichwertigen Laufbahn in der neuen Stadtgemeinde 
Berlin zu übernehmen, auch ſolche von geringerem Range und planmäßigem Dienſteinkommen. 
Bei der Übernahme eines Amtes von geringerem Range und planmäßigem Dienſteinkommen 
behalten die Beamten ihre bisherige Amtsbezeichnung und das Dienſteinkommen der früheren 
Stelle, unbeſchadet des Geſetzes über Gemeindebeamte im Gebiete der künftigen Stadt Groß-Berlin 
vom 21. Februar 1920 (Gefeßfamml. S. 49) und des Geſetzes zur Sicherung einer einheitlichen 
Regelung der Beamtenbeſoldung vom 21. Dezember 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 2117). Das gleiche 

gilt für die Beamten von Einrichtungen und Anſtalten der Reſtprovinz, der Reſtkreiſe und der 
Reſtamtsverbände, die auf Grund der Auseinanderſetzung gemäß 8 4 dieſes Geſetzes von der 


er 


neuen Stadtgemeinde Berlin übernommen werden. Weigert ſich ein Beamter, ein ihm nach dieſer 
Vorſchrift übertragenes Amt zu übernehmen, ſo iſt die neue Stadtgemeinde Berlin von ihren 
Verpflichtungen gegen ihn entbunden. Dieſe Folge tritt, vorbehaltlich der Nachprüfung im ordent⸗ 
lichen Rechtswege, erſt ein, wenn ſich der Beamte der Entſcheidung des Oberpräſidenten ($ 57) 
nicht unterwirft.“ 


Zweiter Abſchnitt. 


Kürzung von Verſorgungsbezügen bei Privateinkommen. 
$ 92. i 

(1) Bezieht ein Verſorgungsberechtigter, der nicht im Reichs-, Staats oder einem ſonſtigen öffentlichen 
Dienſte im Sinne des § 27 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten, 
vom 27. März 1872/27. Mai 1907 in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes über Anderungen der Dienft- 
und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) verwendet 
wird, neben ſeinen Verforgungsbezügen ein weiteres ſteuerbares Einkommen (Privateinkommen), ſo werden die 
Verſorgungsbezüge unbeſchadet der Beſtimmung des § 93 nach folgenden Vorſchriften gekürzt. Dabei bleibt 
das Einkommen aus dem Vermögen der Ehefrau und der Kinder außer Betracht. 

(2) Bis zur Höhe des Betrags, der dem jeweiligen Grundgehalte der Eingangsſtufe der Befoldungs- 
gruppe 1K 8 entſpricht, bleibt das Privateinkommen bei der Kürzung unberückſichtigt (kürzungsfreies Privat⸗ 
einkommen). Zum Grundgehalte tritt der Ortszuſchlag und der Ausgleichszuſchlag nach dem Beſchäftigungsorte, 

mangels eines ſolchen nach dem Wohnorte. 
8 (3) Die Verſorgungsbezüge — und zwar der etwa in ihnen enthaltene Verſorgungszuſchlag zuerſt — werden 
um die Hälfte des Betrags gekürzt, um den das geſamte Privateinkommen (Abf. 1) das kürzungsfreie Privat- 
einkommen (Abſ. 2) überſteigt. f 

(4) Zu dem Ausgleichs- und Verſorgungszuſchlag im Sinne dieſer Vorſchriften gehört auch der etwa 
gewährte örtliche Sonderzuſchlag. 95 


Bezieht ein Verſorgungsberechtigter neben Verforgungsbezügen, die auf Grund des Schußpolizeibeamten- 
geſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) nach dem Reichsverſorgungsgeſetze gewährt werden, 
ein Privateinkommen im Sinne des § 92 Abf. 1, ſo ruhen feine Verſorgungsbezüge nach Maßgabe des 8 62 
des Reichsverſorgungsgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 523) ebenſo, 
wie wenn fein Privateinkommen aus öffentlichen Mitteln fließen würde. 


8 94 
8 + . 
Für den Zeitpunkt der Einziehung, Kürzung und Wiedergewährung der Bezüge gilt $ 29 des Zivil 
ruhegehaltsgeſetzes in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes vom 12. Juli 1923 (Gefetzſamml. S. 305). 


§ 95. 

(1) Für die Feſtſtellung der Höhe des Einkommens im Sinne des 5 92 iſt in der Regel die Ver 
anlagung zur Reichseinkommenſteuer zugrunde zu legen, unbeſchadet des Nachweiſes des Verſorgungs— 
berechtigten, daß ſich ſein Einkommen ſeitdem verändert hat. . 

(2) Jeder Verforgungsberechtigte, der nicht im Reichs-, Staats- oder einem ſonſtigen öffentlichen Dienfte 
verwendet wird und neben feinen Verſorgungsbezügen ein weiteres, das kürzungsfreie Privateinkommen ($ 92 
Abf, 2) überſteigendes ſteuerbares Einkommen bezieht, iſt bei Gefahr des Verluſtes ſeines Anſpruchs auf 
Verſorgung verpflichtet, der ſeine Verſorgungsbezüge regelnden Behörde, oder wenn ſie ihm nicht bekannt iſt, 
der ſeine Verſorgungsbezüge zahlenden Kaſſe innerhalb eines Monats nach der Verkündung dieſer Verordnung 
oder nach Beginn des Bezugs eines ſolchen weiteren Einkommens deſſen Höhe anzuzeigen. Spätere Er⸗ 
höhungen dieſes Einkommens ſind innerhalb der gleichen Friſt mitzuteilen, falls ſie nicht lediglich auf in⸗ 
zwiſchen eingetretener Geldentwertung beruhen. Handelt der Verſorgungsberechtigte ſeiner Verpflichtung au 
wider, ſo kann ihm der Anſpruch auf Verſorgung entzogen werden. Vor Entziehung der Verſorgungsbezüge 
iſt dem Verſorgungsberechtigten Gelegenheit zur Außerung zu geben. os 


8 
§ 96. 

Hat neben einer Kürzung nach den vorſtehenden Vorſchriften noch eine weitere Kürzung nach anderen 
Vorſchriften zu erfolgen, ſo ſind die Kürzungen in der für den Bezugsberechtigten günſtigſten Reihenfolge 
vorzunehmen. 

$ 97. 

Soweit ſich bei Anwendung dieſer Vorſchriften Härten ergeben, kann der zuftändige Fachminiſter im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter eine anderweitige Regelung treffen. Er ift insbefondere ermächtigt, 
Verſorgungsanſprüche, die nach § 95 Abſ 2 entzogen find, wieder zuzuerkennen. 5 


§ 98. 
(1) Verſorgungsbezüge im Sinne dieſer Vorſchriften find Wartegelder, Übergangsgelder, Übergangs: 
gebührniſſe, Zulagen zu den Übergangsgebührniſſen, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſengelder. 
(2) Den Verſorgungsbezügen ſteht das Dienſteinkommen von Beamten gleich, die unter Belaſſung des 
vollen Gehalts vom Amte enthoben oder von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind. 


§ 99. 

5 (), Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts finden Anwendung auf die Empfänger von Verſorgungsbezügen 
($ 98), die im Staatsdienſt, im Dienſte einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder im öffentlichen 
Schuldienſt erdient ſind. 

09 Die Körperſchaften des öffentlichen Rechts find berechtigt, für ihre Verſorgungsberechtigten ent- 
ſprechende Vorſchriften zu erlaſſen. Sie ſind dazu verpflichtet, ſoweit es das Staatsminiſterium anordnet. 

(3) Im Falle des § 97 tritt für die Kommunalbeamten und die Beamten der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts an die Stelle des Fachminiſters und des Finanzminiſters das Verwaltungsorgan der 
Gemeinde oder des Gemeindeverbandes oder der Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 


Dritter Teil. 


Schlußvorſchriſten. 


§ 100. 
Die Zuſchüſſe, die Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände, die die Rechte der Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts haben, nach § 33 des Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 
(Geſetzſamml. S. 487) erhalten, werden nach Maßgabe des Artikels 18 Abf. 6 der Verordnung zur Herab- 
minderung der Perſonalausgaben des Reichs (Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 27. Oktober 1923 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 999) gekürzt. 
§ 101. 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auch auf die bei ihrem Inkrafttreten bereits im einſtweiligen 
Ruheſtande befindlichen Beamten mit der Maßgabe Anwendung, daß bei der Berechnung ihrer ruhegehalts⸗ 
fähigen Dienftzeit die Zeit angerechnet wird, während der fie ſich bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung 
unter Bezug von Wartegeld im einſtweiligen Ruheſtande befunden haben. 


§ 102. 
(1) Richterliche Beamte, die am 1. Oktober 1923 das 65. Lebensjahr bereits vollendet hatten, treten 
mit dem 1. April 1924 kraft Geſetzes in den Ruheſtand. 
(2) Dies gilt unbeſchadet der SS 8 und 9 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze 
vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) in der Faſſung diefer Verordnung 
J. für die Kommunalbeamten und Lehrer, auf die das Altersgrenzengeſetz bisher keine Anwendung 
gefunden hat, 
2. entſprechend für die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 


W 


Be 


) Ju den Gemeinden, für die § 12 des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen 
vom 9, April 1923 (Geſetzſamml. S. 83) gilt, kann, ſoweit es ſich um die beſoldeten Bürgermeiſter, Magiſtrats⸗ 
mitglieder (Beigeordneten), Gemeindevorſteher und Schöffen handelt, die Wirkung der vorgeſchriebenen Alters⸗ 
grenze durch Beſchluß der Gemeindevertretung hinausgeſchoben werden, bis die Gemeindevertretung neu 
gewählt iſt. s 
$ 103. f 

Die Gehaltszahlung an Beamte, die vor Inkrafttreten dieſer Verordnung in den einſtweiligen oder 
dauernden Ruheſtand verſetzt worden find, hört ſpäteſtens mit dem 31. März 1924 auf; die Zahlung der 
Verſorgungsbezüge beginnt mit dem folgenden Tage. N 


$ 104. 


Der Fachminiſter und der Finanzminiſter können jederzeit Auskunft über den Stand der auf Grund 
dieſer Verordnung getroffenen Maßnahmen verlangen. b 


$ 105. 


Die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden darüber, ob und von welchem Zeitpunkt an ein Beamter 
aus ſeinem Amte zu entfernen oder einſtweilen oder dauernd in den Ruheſtand zu verſetzen iſt oder einem 
Verſorgungsberechtigten gemäß § 95 Abſ. 2 der Anſpruch auf Verſorgung zu entziehen iſt, ſind für die 
Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche maßgebend. 


$ 106 
Zur Sicherung einer einheitlichen und ordnungsmäßigen Durchführung dieſer Verordnung wird ein 


Ausſchuß des Landtags gebildet. Die Zahl der Mitglieder beſtimmt der Landtag. Der Ausſchuß hat die 
Rechte eines Unterſuchungsausſchuſſes (Artikel 25 der Verfaſſung). 


a $ 107. | 
Die Ausführungsvorſchriften zu dieſer Verordnung erläßt das Staatsminiſterium. Sie find dem im 


8 106 bezeichneten Ausſchuſſe vorzulegen, 


a § 108. 
(1) Es treten in Kraft: 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 an: § 917 
mit Wirkung vom 1. Juli 1921 an: $ 90, ; : 
mit Wirkung vom 1. Januar 1924 an: die §§ 92 bis 99, 
mit Wirkung vom 1. April 1924 an: die §§ 80 Nr. 3, 86 und 88, 
mit dem auf die Verkündung folgenden Tage: die übrigen Vorſchriften. s 
(2) Auf Beamte, Angeftellte und Arbeiter des beſetzten Gebiets, auch ſoweit fie in Zukunft dort ver⸗ 
wendet werden, ſowie auf die aus dem beſetzten Gebiet Ausgewieſenen finden die Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
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ordnung nur auf Grund beſonderer Anordnung des Staatsminiſteriums Anwendung⸗ Die Anordnung iſt 


dem Landtage vorzulegen. l 

(3) Die S$ 1 bis 7, 8 Abſ. 1, 11, 12, 13 Satz 2 15, 16 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2, 18 bis 22, 
30, 33 bis 47, 51 Abſ. 1 und 2, 52, 54 bis 57, 58 Abſ. 2, 60, 61, 63, 65 bis 69, 71,72 und 74 treten 
mit dem 31. März 1927 mit der Maßgabe außer Kraft, daß erworbene Rechte beſtehen bleiben; das 
gleiche gilt für die SS 48, 50, 53, 58 Abf. 1, 59, 62, 73 und 75 bis 79, ſoweit fie auf Vorſchriften 


verweilen, die mit dem 31. März 1927 außer Kraft treten. 


Berlin, den 8. Februar 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
a el Braun. v! Nichter. 
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